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eRecht – Das Gesetz im Internet

1. Was ist eRecht?
„eRecht“ ist ein Projekt des
Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramts,
welches die Kommunikation und authentische
Veröffentlichung von Gesetzen, Verordnungen
und Staatsverträgen auf elektronischem Wege
zum Ziel hat. Die Grundidee dieses Projektes
liegt darin, dass von der Begutachtung einer
Rechtsvorschrift bis zur Kundmachung ein
durchgehender elektronischer
Produktionsweg eingerichtet wird.
Nach einem Vortrag des Bundeskanzlers an
den Ministerrat im Mai 2001 besteht eRecht
aus mehreren Komponenten, die mehr oder
weniger unterschiedliche
Realisierungshorizonte besitzen1. Im
Folgenden sollen die einzelnen Komponenten
kurz skizziert sowie die juristisch relevanten
näher beleuchtet werden. Es handelt sich
hierbei um folgende Aspekte:
- die Verfahrensabläufe werden insofern

neugestaltet, als die Texte nicht nur
ausschließlich auf elektronischem Wege
erstellt, sondern auch bearbeitet und
übermittelt werden, wodurch im gesamten
Rechtserzeugungsprozess erhebliche
Kosten- und Zeitersparnisse sind;

- die elektronische Publikation der
Rechtsvorschriften im Internet soll mit
Beginn des Jahres 20032 das BGBl in der
jetzigen Form ablösen und für rechtlich
authentisch erklärt werden – es wird
jedoch weiterhin möglich sein, dass Bürger
einen Ausdruck einzelner Nummern des
BGBl bestellen können;

- das Layout, wie es bei Drucklegung im
BGBl verwendet wird, ist bereits in der
frühen Phase des Aussendens eines
Begutachtungsentwurfes zu beachten,
wodurch – unabhängig von einer
„Qualitätskontrolle“ der BGBl-Redaktion –

                                                                
1 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001.
2 Aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen ist der

vorliegende Entwurf (RV 1280 BlgNR XXI. GP) nicht
mehr in der 21. GP behandelt worden. Als realistisches
Inkrafttreten gilt zZ der 1. 1. 2004.

eine spätere gesonderte Bearbeitung für
die Drucklegung entbehrlich wird3.

Von diesen zum Teil rein die interne
Ausgestaltung des Gesetzgebungsverfahrens
betreffenden Teilbereichen von eRecht berührt
der Aspekt, der die authentische
Kundmachung betrifft, zwei bestehende
Rechtsvorschriften, nämlich das Gesetz über
das Bundesgesetzblatt 19964 (BGBlG) und das
Bundesverfassungsgesetz 5 (B-VG). Es gilt
daher in weiterer Folge zu untersuchen,
inwieweit für die Umsetzung des eRecht-
Projeks Änderungen in diesen beiden Gesetzen
vorgenommen werden müssen.

2. Vereinfachung und Beschleunigung
eRecht soll nach der Konzeption des
Bundeskanzleramtes eine Vereinfachung und
vor allem eine deutliche Beschleunigung des
Gesetzgebungsverfahren bzw des
„Kundmachungsverfahrens“, bringen. Dies
soll vor allem durch die mittel- bis langfristige
Vereinfachung der einzelnen Prozesse erreicht
werden. Mit einer Beschleunigung sind immer
auch finanzielle Einsparungen verbunden, die
in diesem Fall die aufzuwendenden Kosten bei
weitem übersteigen könnten. Aus den
Erläuterungen zum gegenständlichen
Gesetzesentwurf6 lässt sich entnehmen, dass
die Erzeugung und der Vertrieb des BGBl zur
Zeit zwar im wesentlichen kostenneutral sind,
da die anfallenden Kosten durch die große
Zahl an Abonnenten gedeckt sind, andererseits
ist der Bund selbst der größte Abonnent des
BGBl. Folgt man den Angaben des
Bundeskanzleramtes, so würde sich ein
Einsparungspotential von jährlich ca. 400.000 €

                                                                
3 Diese Formatvorlagen beziehungsweise Layout-

Richtlinien des Bundeskanzleramtes sind für die
Behörden via Intranet abrufbar, sie stehen der
Öffentlichkeit aber ebenfalls zur Einsicht zur Verfügung
unter
http://www.austria.gv.at/regierung/VD/legistik.htm.

4 BGBl 1996/660, idF BGBl I 2001/47.
5 BGBl 1930/1, zuletzt geändert durch BGBl 1994/1013, idF

BGBl I 2001/121.
6 RV 1280 BlgNR XXI. GP, 2.
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ergeben 7. Den Einsparungen stehen jedoch
keine nennenswerten Mehrausgaben
gegenüber, da das eBGBl auf der technischen
Basis des RIS veröffentlicht werden soll und
dieses System einerseits schon praxiserprobt in
Betrieb und auch auf eine solche Erweiterung
ausgelegt ist.
Um in der Chronologie des
Gesetzgebungsprozesses ganz am Anfang
anzusetzen, ist die erste – rechtlich wohl
unproblematische – geplante Neuerung, dass
schon im Stadium des oben dargelegten
Vorverfahrens das äußere Erscheinungsbild
des späteren BGBl, in dem die Rechtsvorschrift
erscheinen wird, zu berücksichtigen ist. Auf
der einen Seite bedeutet dies einen nur
unerheblichen Mehraufwand für die einzelnen
Ministerien, da in die bereits existierenden
Masken nur noch der ohnehin schriftlich
abzufassende Text des Gesetzesvorschlages
einzuarbeiten ist. Auf der anderen Seite
entfällt am Ende der Entstehungskette eines
Gesetzes der zeitintensive Vorgang der
gesonderten Drucklegung und formellen
Redaktion. Gleichzeitig wird in dem
Ministerratsvortrag betont, dass die
Qualitätskontrolle betreffend Fragen der
Formallegistik und des Layouts weiterhin
durch die BGBl-Redaktion im
Bundeskanzleramt gewährleistet ist8, jedoch
dort nicht mehr so viel Arbeit anfällt. Die
Textverantwortlichkeit für die Richtigkeit des
Ministerratsvortrages verbleibt nach dieser
Konzeption weiterhin beim einzelnen Ressort9.
Der Gang des Verfahrens bis zu einer
Regierungsvorlage soll insofern umgestaltet
werden, als Texte – die heutzutage ohnehin
elektronisch erstellt werden – elektronisch
bearbeitet und übermittelt werden sollen. So
können Druckkosten minimiert und die
Übersendung im Vergleich zur internen
Postverteilung beschleunigt werden. Das seit
September 2001 im Probebetrieb befindliche
Verfahren basiert noch auf der Versendung
von MS Word Textdokumenten, in einer

                                                                
7 ebd.
8 ebd.
9 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001.

Übergangsphase sollen die Informationen als
PDF-Dokumente versendet werden. Im Laufe
des Jahres 2002 ist die Etablierung des
technischen Standards XML10 für die
Dokumentenstruktur zu realisieren 11, der
einen ausreichenden Schutz vor Manipulation
bietet.
Um auch eine elektronische Übermittlung
außerhalb der Ministerien zu gewährleisten,
sind ein Computerarbeitsplatz im
Ministarratssaal einzurichten, sowie die
technischen Möglichkeiten und Ressourcen zu
schaffen, auch die gesamte Bundesregierung in
das Projekt eRecht einzugliedern. Darüber
hinaus wurde eine weitere Ausbauphase in
Aussicht gestellt, in der die einzelnen
Abgeordneten zum Nationalrat tragbare, via
Wireless-LAN12 vernetzte Computersysteme
zur Verfügung gestellt bekommen, sodass die
Schnittstelle Bundesregierung – Nationalrat
ebenfalls elektronisch zu passieren sein wird13.
In Zukunft wird also das Bundeskanzleramt
dem Parlament die Regierungsvorlagen
ausschließlich elektronisch authentisch
übermitteln, und das Parlament wird nach
dem Abschluss des parlamentarischen
Verfahrens seinerseits dem Bundeskanzleramt
die konsolidierte Fassung des
Nationalratsbeschlusses wiederum
elektronisch zur Verfügung stellen.

3. Rechtsprobleme
Die rechtlich bedeutsamste Neuerung ist
jedoch die geplante elektronische Publikation
der Gesetzesbeschlüsse im Internet. Diese
sollen mit Beginn des Jahres 2003 für rechtlich
authentisch erklärt werden 14 und das bisherige
in Papierform publizierte BGBl formell
ablösen. Neben dieser Online-Kundmachung

                                                                
10 XML steht für Extended Mark-Up Language und ersetzt

den bisherigen HTML-Standard (Hyper Text Mark-Up
Language) als Programmiersprache für Internetseiten.
Der Vorteil liegt in der erhöhten Sicherheit gegenüber
Drittzugriffen.

11 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001.
12 drahtloses Funk-Netzwerk; LAN steht für Lokal Area

Network und bezeichnet die Vernetzung mehrerer
Computer mit einem oder mehreren Servern.

13 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/3-V/6/02.
14 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/006-V/6/2001.
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soll allerdings weiterhin die Möglichkeit
bestehen, Ausdrucke von einzelnen Nummern
des eBGBl „auf Bestellung“ zu erhalten. Auch
wird darauf hingewiesen, dass eine
systematische Darstellung des geltenden
Bundesrechts ohnehin und vor allem weiterhin
durch das RIS angeboten wird15.
Dieser Art der Kundmachung steht der jetzige
Wortlaut des Art 49 B-VG im Weg, der
vorsieht, dass Bundesgesetze und die im Art
50 B-VG bezeichneten Staatsverträge vom
Bundeskanzler im BGBl kundzumachen sind.
Das in Papierform bestehende BGBl ist in der
zur Zeit geltenden Fassung des Art 49 B-VG
somit ein verfassungsmäßig vorgesehenes
Publikationsorgan16, dessen sich der
Bundeskanzler zur Kundmachung von
Rechtsvorschriften des Bundes bedienen muss.
Erst mit der Kundmachung im BGBl erlangt
eine Rechtsvorschrift rechtliche Existenz17. Das
BGBl beinhaltet die einzige rechtlich
authentische Textfassung der in ihm
kundgemachten Rechtsvorschriften. Daneben
bedürften auch einige Bestimmungen des
BGBlG 1996 in Hinblick auf eRecht einer
Novellierung; nicht zuletzt wird man die
ausschließliche Online-Publikation auch im
Lichte des Diskriminierungsverbotes des Art 7
B-VG untersuchen müssen, da den
Staatsbürgern die Gesetze auch faktisch
uneingeschränkt zugänglich sein müssen.

4. Notwendigkeit einer B-VG-Novelle
Eine Interpretation nach dem Willen des
Verfassungsgesetzgebers ergibt, dass mit Art
49 B-VG eine in Papierform erscheinende
Sammlung der in Österreich beschlossenen
Gesetze geschaffen werden sollte. In Hinblick
auf den Begriff „Gesetzblatt“ ist es laut der
herrschenden Lehre verfassungsrechtlich
geboten, das BGBl in Papierform zu
publizieren 18. Als unterstützendes Argument

                                                                
15 http://www.ris.bka.gv.at.
16 Mayer, Das österreichische Bundes-Verfassungsrecht²,

1997, Art 49, I.1.
17 zB VfSlg 4.049/1961; VfSlg 6.460/1971; VfSlg 7.400/1974;

VfSlg 11.726/1988; VfSlg 13.870/1994.
18 Thienel, in: Korinek/Holoubek (Hrsg),

Bundesverfassungsrecht, 1999, Art 48, 49 Rz 37.

wird angeführt, dass dies auch schon deshalb
geboten sei, da das In-Kraft-Treten an
Herausgabe und Versendung des BGBl
anknüpft, und dass damit auf die Art und
Weise der Verbreitung von Druckwerken
abgestellt werde19.
Folgt man der eben skizzierten historischen
Interpretation, so ist davon auszugehen, dass
eine rechtlich authentische Veröffentlichung
der Rechtsvorschriften des Bundes, so wie es
das Projekt eRecht vorsieht, allein im Internet
kaum dem Erfordernis einer Kundmachung im
Bundesgesetzblatt entsprechen kann.
Demgegenüber könnte man die Meinung
vertreten, dass es bei der Kundmachung von
Rechtsvorschriften nicht alleine auf das
Trägermedium der Information ankommt,
sondern nur auf die Veröffentlichung des
Inhalts, was zwar nicht zu einer anderen
Auslegung der Norm an sich führt, aber zu
einem weiteren Verständnis des Begriffs
„Bundesgesetzblatt“. Diese Ansicht müsste zu
dem Ergebnis kommen, dass der Wortlaut
einer Rechtsvorschrift nach Art 49 B-VG
kundzumachen ist und nicht die
Rechtsvorschrift in der Gesamtheit, wie sie
schlussendlich in Form des BGBl existiert. In
meinen Augen ist das eine durchaus
vertretbare und vor allem flexible und zeitlose
Ansicht. Folgt man ihr, so könnte auf eine
Novellierung des Art 49 B-VG verzichtet
werden, es wären lediglich einige
Bestimmungen des BGBlG an eine Online-
Kundmachung anzupassen. Tatsache ist
jedoch, dass ein Großteil der Lehre wie auch
die höchstgerichtliche Judikatur an einer sehr
restriktiven Auslegung des B-VG und an der
historischen Interpretation festhält. Diese
Auslegung des Begriffs „Kundmachung“ im
Sinne einer Veröffentlichung an die
Allgemeinheit, die dauerhaft verfügbar bleibt,
ist auf die Druckform festgelegt und führt zu
dem unabdingbaren Erfordernis einer
Neufassung der das BGBl betreffenden
Bestimmungen. Der VfGH spricht zwar in
einem Erkenntnis von 1971 davon, dass für die

                                                                
19 ebd.
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Erstarrung eines technischen Vorganges der
Kundmachung, zu der man bei einer
historischen Interpretation zwangsläufig
gelangen muss, keine Anhaltspunkte vorlägen,
aber gleichzeitig auch von „Kundmachung“
im Sinne des Anbietens einer Möglichkeit zur
Kenntnisnahme von Gesetzen 20. Die konkrete
Ausgestaltung dieses Anbietens ist nach dieser
Ansicht dem einfachen Gesetzgeber
überlassen. Bedacht werden muss aber auch,
dass die eben zitierte Entscheidung zur
Zulässigkeit einer Kundmachung des
niederösterreichischen Landesgesetzblattes in
Form einer Loseblattsammlung ergangen ist
und nicht davon auszugehen ist, dass die in
diesem Erkenntnis festgelegte Auslegung
vorbehaltlos auf eine Online-Kundmachung
umzulegen sind.
Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht vor,
dass in Hinblick auf eine elektronische
Kundmachung des BGBl unter anderem
sämtliche Bestimmungen in der
Bundesverfassung geändert werden, die an die
Herausgabe und Versendung des BGBl
Rechtsfolgen knüpfen21. Dies betrifft also die
Art 49 Abs 1 und 2, sowie Art 49a Abs 3 B-VG.

4. 1. Vorschlag einer Änderung des B-VG
Der gegenständliche Gesetzesentwurf sieht für
eben diese drei Rechtsvorschriften eine
Neufassung vor, auf deren Grundlage das
Projekt eRecht verwirklicht werden soll. Nach
dem Entwurf lauten die Art 49 und 49a B-VG
in Zukunft:
Art 49 (1) Bundesgesetze und gemäß Art 50 Abs 1
genehmigte Staatsverträge sind vom Bundeskanzler
im Bundesgesetzblatt kundzumachen. Anlässlich
der Genehmigung eines in Art 50 bezeichneten
Staatsvertrages kann der Nationalrat beschließen,
auf welche andere Weise die Kundmachung des
Staatsvertrages oder einzelner genau zu
bezeichnender Teile desselben zu erfolgen hat.
Solche Beschlüsse des Nationalrates sind vom
Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt
kundzumachen.

                                                                
20 VfSlg 6.460/1971.
21 vgl RV 1280 BlgNR XXI. GP, 2.

(2) Die verbindliche Kraft von Bundesgesetzen
beginnt, soweit nicht ausdrücklich anderes
bestimmt ist, mit Ablauf des Tages ihrer
Kundmachung und erstreckt sich auf das gesamte
Bundesgebiet. Die verbindliche Kraft von gemäß
Art 50 Abs 1 kundgemachten Staatsverträgen
beginnt, soweit nicht ausdrücklich anderes
bestimmt ist, mit Ablauf des Tages ihrer
Kundmachung, im Fall des Abs 1 zweiter Satz mit
Ablauf des Tages der Kundmachung des
Beschlusses des Nationalrates, und erstreckt sich
auf das gesamte Bundesgebiet; dies gilt nicht für
Staatsverträge, die durch Erlass von Gesetzen zu
erfüllen sind (Art 50 Abs 2).
(3) Verlautbarungen im Bundesgesetzblatt und
gemäß Art 1 zweiter Satz müssen allgemein
zugänglich sein und in ihrer kundgemachten Form
vollständig und auf Dauer ermittelt werden
können. Die näheren Bestimmungen über die
Kundmachung im Bundesgesetzblatt werden durch
ein besonderes Bundesgesetz getroffen.
Art 49a [...] (3) Kundmachungen über die
Wiederverlautbarung einer Rechtsvorschrift sind
vom Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt
kundzumachen. Ihre verbindliche Kraft beginnt,
soweit nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, mit
Ablauf des Tages ihrer Kundmachung.

4. 2. Der neue Art 49 B-VG
Da es nach den derzeitig in Geltung
befindlichen Verfassungsbestimmungen über
das BGBl, wie oben schon erwähnt, unmöglich
wäre, eine ausschließlich elektronische
Kundmachung einfachgesetzlich festzulegen,
gibt es zwei Möglichkeiten, das Projekt eRecht
konzeptionsgemäß durchzuführen. Entweder
löst man sich von dem Begriff
„Bundesgesetzblatt“ oder man definiert eben
diesen Begriff in einer Form, die nicht
notwendiger Weise an eine Publikation in
Papierform gebunden ist.
Tippt man den Begriff „Bundesgesetzblatt“ in
die Suchmaske RIS, so erhält man 1873
Dokumente, die diesen Begriff enthalten. Auch
von diesem Ergebnis ausgehend, scheint der
eingeschlagene Weg einer Neudefinition des
Begriffes Bundesgesetzblatt die
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normökonomisch sinnvollere Lösung des
Problems zu sein.

4. 3. Kundmachung statt Herausgabe
Im systematischen Vergleich fällt auf, dass
gegenüber der geltenden Fassung des Art 49 B-
VG sämtliche Bestimmungen, die sich auf den
Beginn und die räumliche Ausdehnung der
Wirksamkeit von im BGBl kundgemachten
Rechtsvorschriften beziehen, nach dem
vorliegenden Gesetzesentwurf in einem
eigenen Absatz zu finden sein sollen. Inhaltlich
ist zu bemerken, dass sowohl die
Formulierung „...die Nummer des
Bundesgesetzblattes...“ als auch die Wendung
„...herausgegeben und versendet...“ im neuen
Text nicht mehr enthalten sind.
Dadurch dass nicht mehr auf die Herausgabe
und den Versand von physisch existenten
Kundmachungen abgestellt wird, bleibt für
den einfachen Gesetzgeber der notwendige
Spielraum, eine elektronische Kundmachung
zu regeln. Dies war – folgt man der
herrschenden Lehre – schon allein deshalb
geboten, da, wie schon oben dargelegt, nach
dieser Wortfolge eine andere Publikation als in
Papierform nicht zulässig wäre22. Wobei an
dieser Stelle der Einwand folgen muss, dass
allein aufgrund der Begriffe „herausgeben“
und „versenden“ noch nicht auf die
Unzulässigkeit jeglicher anderer Form als der
Papierform geschlossen werden kann, da ja
auch eine Online-Herausgabe (vgl die
Herausgabe einer Tageszeitung auch im www)
oder ein Online-Versand (vgl das „Versenden“
eines eMails) durchaus denkbar sind und auch
praktiziert werden. Dieser Einwand würde
jedoch über die in meinen Augen zu engen
Grenzen der historischen Interpretation
hinausreichen und unter Bedachtnahme auf
die in Österreich herrschende Judikatur und
Lehrmeinung wohl keinen Bestand haben.
Durch die Streichung der Formulierung
„...Nummer des Bundesgesetzblattes...“ wird
dem einfachen Gesetzgeber ein weitaus
größerer Spielraum der Systematisierung und

                                                                
22 Thienel (FN 18) Rz 37.

der Art und Weise der Veröffentlichung des
BGBl eingeräumt. Aus der zur Zeit in Geltung
stehenden Formulierung wird nämlich
geschlossen, dass jeder einzelne Rechtsakt
unter einer eigenen fortlaufenden Nummer in
originaler Form aufzunehmen ist23. Dadurch,
dass es eine solche Einschränkung nach der im
Entwurf vorgesehenen Neuregelung nicht
mehr geben soll, sind auch andere
Systematisierungen denkbar. In den
Erläuterungen zum gegenständlichen
Gesetzesentwurf wird bspw eine
systematische Zuordnung und Eingliederung
jeweils ergangener Änderungen einer
Rechtsvorschrift in deren Stammversion
angesprochen, anstelle der zur Zeit
vorherrschenden fortlaufenden
Nummernklassifikation24. Systemökonomisch
betrachtet, stellt dieser Teilaspekt der
Neufassung der Bestimmung eine große
Chance für den einfachen Gesetzgeber dar, die
so zu gewinnende Flexibilität im Sinne der
Bürgerorientierung beziehungsweise
Kundenfreundlichkeit in eine einfache und
übersichtliche Lösung umzusetzen.

4. 4. Allgemeine und dauerhafte
Zugänglichkeit
In dem zur Diskussion stehenden
Gesetzesentwurf wird in Art 49 Abs 3 eine
Formulierung vorgeschlagen, die sich auf die
Zugänglichkeit von im BGBl kundgemachten
Rechtsvorschriften bezieht. Diese Bestimmung
ist dem § 31 Abs 9 ASVG nachempfunden. Das
ASVG spricht im Gegensatz zu Art 49 Abs 3 B-
VG des gegenständlichen Entwurfs
ausdrücklich von einer Verlautbarung im
Internet, jedoch ist eine solche explizite
Erwähnung in der Verfassung schon allein
deshalb nicht notwendig, da die konkrete
Ausgestaltung der Kundmachung ohnehin
dem einfachen Gesetzgeber obliegen soll (Art
49 Abs 3 letzter Satz).

                                                                
23 Thienel (FN 18) Rz 38, 40; vgl dazu auch VfSlg 6460/1971

zur Kundmachung des NÖ Landesgesetzes in Form
einer Loseblattsammlung.

24 vgl RV 1280 BlgNR XXI. GP, 4.
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Mit der vorgeschlagenen Formulierung, dass
Verlautbarungen im BGBl allgemein
zugänglich sein müssen, sowie in ihrer
kundgemachten Form vollständig und auf
Dauer ermittelt werden können, tritt die Frage
auf, was denn unter dieser Zugänglichkeit zu
verstehen sein soll. Die allgemeine
Zugänglichkeit verbietet jegliche
Zugangsbeschränkungen, die in der Person
des potentiellen Interessenten, also desjenigen,
der sich über den Inhalt des BGBl kundig
machen möchte, liegen. Jedermann muss also –
unter Erfüllung etwaiger technischer
Voraussetzungen – die Möglichkeit haben, sich
über den Inhalt der im BGBl kundgemachten
Rechtsvorschriften Kenntnis zu verschaffen.
Auch wird durch diese
Verfassungsbestimmung die Vollständigkeit
und Dauerhaftigkeit der Zugänglichkeit
vorgeschrieben, wobei aus den Erläuterungen
hervorgeht, dass d a u e r h a f t nicht mit
u n u n t e r b r o c h e n gleichzusetzen ist25.
Selbst wenn es zu notwendigen
Wartungsarbeiten oder Softwareupdates auf
dem Verlautbarungsserver kommt, ist die
Dauerhaftigkeit gegeben, auch wenn dadurch
die Verbindung zu dem Server für wenige
Stunden (zumeist in der Nacht) unterbrochen
ist. Auch liegt als unterstützendes Argument
ein Vergleich mit der herkömmlichen
Verfügbarkeit von in Schriftform vorliegenden
Bundesgesetzblättern vor, denkt man nur an
die Öffnungszeiten der Verkaufslokale oder
der Bibliotheken.

5. Notwendige Änderungen des BGBlG
Da das B-VG in Art 49 nur eine Ermächtigung
an den einfachen Gesetzgeber enthält, das
konkrete Gesetzgebungsverfahren
auszugestalten, liegt es nahe, die Verfassung
nur im absolut notwenigen Ausmaß zu
ändern, das Ausführungsgesetz jedoch umso
einschneidender. Die mit diesem Projekt im
Bundeskanzleramt befasste Arbeitsgruppe hat
sich ob der Fülle der Änderungen des BGBlG

                                                                
25 ebd, mit einem Verweis auf: Souhrada, www.avsv.at:

Amtliche Verlautbarungen der Sozialversicherung im
Internet, SoSi 2002, 6.

dazu entschlossen, das gesamte Bundesgesetz
über das BGBl neu zu erlassen.

5. 1. Herausgeber des BGBl
Das BGBlG 1996 legt in seinem § 1 fest, dass
das Bundeskanzleramt ein Bundesgesetzblatt
für die Republik Österreich in drei Teilen in
deutscher Sprache h e r a u s g i b t. Nachdem
man bei einer Online-Kundmachung der
Gesetze, Verordnungen und Staatsverträge in
Übereinstimmung mit der Judikatur schon
dem reinen Wortverständnis nach nicht von
einer Herausgabe sprechen kann, war es
notwendig, die Kundmachung durch einen
anderen Begriff zu umschreiben, der vom
Verständnis nicht so sehr an eine Publikation
in gedruckter Form gebunden ist. § 1 BGBlG
2003 soll demnach lauten:
Die Verlautbarungen im „Bundesgesetzblatt für die
Republik Österreich“ werden vom Bundeskanzler
vorgenommen. Soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist, haben sie in deutscher Sprache zu
erfolgen.
Durch die neue Formulierung, dass die
Verlautbarungen „soweit gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist“ in deutscher Sprache zu
erfolgen haben, behält sich der Gesetzgeber
vor, ausnahmsweise auch in anderen Sprachen
Verlautbarungen vorzunehmen.

5. 2. Kundmachung im Amtsblatt der
Ministerien
In der zur Zeit geltenden Fassung des BGBlG
1996 ist noch die Möglichkeit vorgesehen, dass
Verordnungen, wenn sie bloß für einen
beschränkten Kreis von Personen von Interesse
sind, nicht notwendiger Weise im BGBl II
kundgemacht werden müssen, sondern dass
eine Kundmachung im Amtsblatt des
betreffenden Ministeriums ausreichend ist.
Diese Option soll nach dem Entwurf für das
BGBlG 2003 entfallen. Den Erläuterungen zu
diesem Entwurf ist zu entnehmen, dass bei
einer Kundmachung im Internet ohnehin keine
zusätzlichen Kosten gegenüber einer
Kundmachung im Amtsblatt des betreffenden
Ministeriums entstehen würden und dass
daher die Kundmachung nicht zuletzt wegen
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des Publizitätsgewinns im Internet
vorzunehmen sein werde26. In meinen Augen
stellt dies schon allein aus systematischen
Gründen eine richtige Überlegung dar und
wird in Zukunft zur Übersichtlichkeit
beitragen können.
Unbenommen soll den einzelnen Ministerien
allerdings weiterhin die Möglichkeit geboten
werden, solche Verordnungen zusätzlich zur
Kundmachung im Internet auch im Amtsblatt
zur Wiener Zeitung oder in den jeweiligen
Amtsblättern der Ministerien kundzumachen
(§ 7 Abs 2 BGBlG 2003).

5. 3. Dreiteiliges BGBl
Die vorgeschlagene Neufassung des § 2 BGBlG
1996 wurde wohl aus Gründen der
Übersichtlichkeit auf drei Paragraphen
erstreckt. Wenngleich die §§ 3 bis 5 BGBlG
2003 für die Kundmachung des BGBl im
Internet keine wesentlichen Bestimmungen
enthalten, so sei dennoch darauf hingewiesen,
dass im Zuge der Neufassung gewisse
legistische Versehen bereinigt werden, wie zB
die in den alten Bestimmungen fehlende
Bedachtnahmen auf Art 23d Abs 5 B-VG oder
Art 140 Abs 5 bis 7 B-VG.

5. 4. www.ris.bka.gv.at
Der Kernpunkt des Entwurfes des BGBlG 2003
in Hinblick auf das Projekt eRecht ist wohl der
neue § 7, der die Grundlage für die
Einrichtung der Internetseite www.bgbl.at ist
und der darüber hinaus bestimmt, dass unter
dieser Adresse der Inhalt des
Bundesgesetzblattes bereit zu halten ist. § 7
Abs 1 BGBlG 2003 lautet:
Die im Bundesgesetzblatt zu verlautbarenden
Rechtsvorschriften sind im Internet unter der
Adresse

www.ris.bka.gv.at
zur Abfrage bereit zu halten. Jede Nummer des
Bundesgesetzblattes hat auf diese Adresse
hinzuweisen.
Die Vorlage für den neuen § 7 Abs 1 BGBLG
2003 stellt § 1 der Sozialversicherungs-

                                                                
26 vgl RV 1280 BlgNR XXI. GP, 7.

Internetkundmachungsverordnung (SV-
InternetKV27)dar, der vorsieht, dass die nach
dem ASVG im Internet rechtswirksam
kundzumachenden Vorschriften 28 unter der
Adresse www.avsv.at29 veröffentlicht werden
sollen. Wie oben schon erörtert, bleibt die
Bezeichnung des Bundesgesetzblattes auch
nach diesem Entwurf die alte, jedoch wird mit
dieser Bestimmung die authentische
Kundmachung im Internet gesetzlich
vorgeschrieben.
Diese Verlautbarungen müssen jederzeit ohne
Identitätsnachweis und gebührenfrei
zugänglich, wie auch in ihrer kundgemachten
Form vollständig und auf Dauer ermittelbar
sein (§ 8 Abs 1 BGBlG 2003; vgl auch Art 49
Abs 3 B-VG in der Fassung des
gegenständlichen Gesetzesentwurfs). Das
bedeutet, dass Zugriffsbeschränkungen wie
Passwortabfragen oder bestimmte persönliche
Identifikationsmerkmale nicht zulässig sind.
Dies wäre allein durch eine
verfassungskonforme Interpretation des
Gleichheitsgrundsatzes schon geboten, wird
hier aber noch einmal explizit festgehalten.
Übernommen aus der zur Zeit gültigen
Fassung des BGBlG wurde der Inhalt des § 7
Abs 1 BGBlG 1996, der mit der Änderung, dass
Verlautbarungen im Amtsblatt des
zuständigen Bundesministeriums als weitere
Form der Bekanntmachung ausdrücklich
genannt werden, im neuen
§ 7 Abs 2 zu finden sein wird.

5.5 Das BGBl on-demand
§ 8 Abs 2 BGBlG 2003 bestimmt:
Der Bundeskanzler hat dafür Sorge zu tragen, dass
jedermann gegen ein angemessenes Entgelt
Ausdrucke von im Bundesgesetzblatt elektronisch
kundgemachten Rechtsvorschriften [...]  erhalten
kann. Der Bundeskanzler hat die Stellen, bei denen

                                                                
27 SoSi Nr 198/2001.
28 vgl §§ 31 Abs 4, 9, 9a und 12; 31b Abs 4; 44 Abs 3; 49 Abs

4; 129 Abs 5; 213a Abs 4; 319a Abs 2; 444 Abs 7; 455 Abs
1; 456a Abs 3; 593 Abs 3 ASVG (BGBl 1955/189 zuletzt
geändert durch BGBl I 2002/1).

29 Amtliche Verlautbarung der österreichischen
Sozialversicherung.
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diese Ausdrucke bezogen werden können, [...] im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen.
Es handelt sich hierbei um die in den
Ministerratsvorträgen angekündigte
Möglichkeit, dass Bürgern, die keine
Zugriffsmöglichkeit auf das Internet haben,
auf Verlangen Ausdrucke einzelner Nummern
des Bundesgesetzblattes angefertigt und gegen
Ersatz der entstandenen Kosten ausgefolgt
werden müssen. Im Gegensatz zu der Fassung
des Entwurfes vor der Begutachtung30 ist diese
Bestimmung nun unzweideutig gefasst und
entspricht auch den eindeutig formulierten
Zielsetzung, dass „sicherzustellen sein wird,
dass den Bürgerinnen und Bürgern auch bei
einer authentischen elektronischen Publikation
die Bezugsmöglichkeit des Ausdrucks
einzelner Nummern des Bundesgesetzblattes
erhalten bleibt“ 31. Während sich die
Erstfassung dieser Bestimmung noch
ausschließlich auf die nicht oder nicht
vollständig im eBundesgesetzblatt
kundgemachten Rechtsvorschriften bezogen
hat und im Lichte des Art 7 B-VG wohl als
unvollständig oder fehlerhaft formuliert
betrachtet werden musste, erscheint die
Bestimmung in der Fassung der
Regierungsvorlage nun in einer den
verfassungsrechtlichen Anforderungen
genügenden Formulierung.

6. eKundmachung und
Diskriminierungsverbot
Ein nicht unwesentlicher Aspekt bei der
Einführung des eBGBl ist die Beachtung des
Diskriminierungsverbotes des Art 7 B-VG wie
auch des Art 18 Abs 1 B-VG.

                                                                
30 Die Begutachtungsfassung des BGBlG 2003 hat lediglich

in § 7 Abs 2 auf diese Möglichkeit Bezug genommen:
Werden auf Grund eines Beschlusses des Nationalrates gemäß
Art. 49 Abs. 2 B-VG oder einer Verordnung des
Bundeskanzlers gemäß § 5 Abs. 2 Rechtsvorschriften ganz
oder teilweise nicht im Bundesgesetzblatt kundgemacht, so hat
jedermann das Recht, gegen Ersatz der Gestehungskosten von
den mit der Kundmachung betrauten Stellen Kopien der nicht
im Bundesgesetzblatt kundgemachten Teile der
Rechtsvorschrift zu erhalten.

31 Bundeskanzleramt, GZ 660.102/3-V/6/02.

Die gesamte staatliche Verwaltung im
weitesten Sinn32 darf nur aufgrund der Gesetze
ausgeübt werden (Art 18 Abs 1 B-VG). Daraus
lässt sich wiederum ableiten, dass die
Rechtsvorschriften, aufgrund derer die
staatliche Verwaltung auszuüben ist und die
auch ausreichend Rechtschutzeinrichtungen
vorsehen müssen 33, dem Staatsbürger auch in
geeigneter und ausreichender Form
zugänglich gemacht werden müssen.
Bislang war dies durch die Publikation des
BGBl nach Judikatur und Lehre in
ausreichendem Ausmaß gewährleistet.
Vergleicht man die Zahl der Abonnenten des
jetzigen BGBl mit der Zahl der Zugriffe auf das
RIS, so lässt sich sehr eindrucksvoll feststellen,
dass eine Kundmachung und Veröffentlichung
der Rechtsvorschriften im Internet dem
Erfordernis des Art 18 Abs 1 wohl eher
nachkommt, als es die Veröffentlichung in
Papierform bislang tat34.
Ebenfalls ist zu untersuchen, ob nicht eine
ausschließliche Veröffentlichung des
Bundesgesetzblattes im Internet potentiell
einen Teil der Adressaten von der
Kenntnisnahme ausschließt, weil sie keinen
Zugang zu diesem haben. Unter Verweis auf
die Beschreibung des Projektes eRecht, aus der
hervorgeht, dass auch, wenn eine
Papierversion des Bundesgesetzblattes nicht
mehr produziert wird, die Möglichkeit besteht,
Ausdrucke von einzelnen Nummern des
Bundesgesetzblattes zu erhalten, ist dies wohl
auszuschließen.
Auch sei an dieser Stelle festgestellt, dass ein
kostenloser Zugang zu einem Intranet, in

                                                                
32 Die Bestimmung umfasst also auch die

Gesetzgebundenheit der Gerichtsbarkeit (vgl VfSlg
12.185/1989) wie auch die der Verwaltung durch andere
Rechtsträger wie zB Selbstverwaltungskörper (vgl VfSlg
13.448/1993; VfSlg 13.464/1993).

33 vgl VfSlg 11.196/1986; VfSlg 12.683/1991; VfSlg
13.003/1992; VfSlg 13.305/1992.

34 Laut der BGBl-Redaktion im BKA betrug im Jahr 2002
die Zahl der BGBl-Abonnenten des Teil I 6.049, des Teil
II 5.315 und des Teil III 3.747. Zu bemerken ist, dass sich
die Abonnenten der einzelnen Teile derart
überschneiden, dass von insgesamt nicht mehr als 6.049
Abonnenten auszugehen ist. Vor zehn Jahren betrug die
Zahl der BGBl-Abonnenten noch weit über 20.000 pro
Jahr.
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welchem auch das RIS abrufbar ist, in vielen
Amtsgebäuden bereits jetzt besteht. In meinen
Augen denkbar und sinnvoll, nicht jedoch im
Lichte des Art 7 B-VG notwendig, wäre ein
zwingende Aufstellung solcher Internet-
Kioske bei sämtlichen BVB und bei allen
Gerichten. Somit könnte man gemessen an der
Zahl der Abonnenten des jetzigen BGBl
zweifelsfrei einem weitaus größeren Kreis als
bislang die einzelnen Rechtsvorschriften zur
Verfügung stellen.

7. Zusammenfassung
Das Projekt eRecht ist, von der Lehre
weitgehend unbemerkt, im letzten halben Jahr
vom Konzeptionsstadium in das Stadium des
Gesetzesentwurfes fortgeschritten und wird
aller Voraussicht nach mit dem 1. Jänner 2004
das Zeitalter des elektronischen BGBl
einläuten.
Rechtlich ist darauf hinzuweisen, dass es
mindestens der im Entwurf vorgeschlagenen
Änderungen des B-VG bedarf, um dieses
Projekt auch in die Praxis umzusetzen. Der
Neuerlass des BGBlG wäre zwar prinzipiell
nicht notwendig, stellt aber im Vergleich zu
einer reinen Novellierung die legitisch
elegantere Lösung dar.
Aus rechtspolitischer Sicht muß man dem
eBGBl positiv gegenüberstehen, da sich in
meinen Augen die Anzahl der tatsächlichen
Nutzer des BGBl – ob in Papierform oder in
elektronischer Form im RIS – nicht verringern
wird. Angesichts des einfacheren und
kostengünstigeren Zuganges zu einem eBGBl
ist sogar mit einer erhöhten Anzahl an
Nutzern zu rechnen.


